Antrag für eine Finanzplanung der Landeshauptstadt 

ohne Überschüsse aus Grundstücksgeschäften
Es möge der Parteitag des SPD Stadtverbandes Hannover folgenden Beschluss fassen und diesen an die SPD Ratsfraktion weiterleiten: 

„Die SPD setzt sich dafür ein, dass im Finanzhaushalt der Landeshauptstadt Hannover zukünftig keine Überschüsse mehr aus Grundstücksgeschäften eingeplant werden.“

Begründung:

Über Jahrzehnte hinweg hat die Landeshauptstadt Hannover im Finanzhaushalt im Regelfall deutlich höhere Einnahmen aus Grundstücksveräußerungen eingeplant als Ausgaben für den Erwerb von Grundstücken. Folge war jeweils ein kurzer positiver fiskalischer Effekt und ein für die Stadtentwicklung deutlich negativer struktureller langfristiger Effekt, verbunden mit einem erheblich gesunkenen Einfluss auf den Grundstücks- und Wohnungsmarkt. 
Die im Regelfall erheblichen Wertsteigerungen an den ehemals städtischen Grundstücken kamen in den Jahren nach der Veräußerung nicht mehr der Landeshauptstadt zugute. 

Um die Verwaltung der Landeshauptstadt nicht weiter zum Verkauf von städtischen Flächen zu drängen, sollten die in den bisherigen Finanzhaushalten vorgesehenen Überschüsse in zweistelliger Millionenhöhe auf 0 gesetzt werden. 
Eine Verbesserung der städtischen Finanzsituation darf strukturell nicht über die Veräußerung von Grundstücken erfolgen, den Preis zahlt sonst die Bevölkerung mit weiterhin stark steigenden Wohnkosten. 
